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Verordnung

über die Wahlen zur verfassunggebenden preußischen

Landesoersammlung . Vom 21 . Dezember 1818.

Die Preußische Regierung verordnet mit Gesetzeskraft,
was folgt:

8 1.
Die Mitglieder der verfasiunWedenden preußischen

Landesversammlsung werden in allgemeinen , unmittel¬
baren und geheimen Wahlen nach den Grundsätzen der Ver¬
hältniswahl gewählt.

Jeder Wähler hat eine Stimme.
8 2.

Wahlberechtigt sind alle deutschen Männer und Frauen,
die am Wahltag das 2V. Lebensjahr vollendet haben.

8 3.
Die Personen des Soldatenstandes sind berechtigt , an

der Wahl teilzunehmen.

8 4.
Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist:

1. wer entmündigt ist oder unter vorläufiger Vormund¬
schaft steht;

2. wer infolge eines rechtskräftigen Urteils der bürger¬
lichen Ehrenrechte ermaregelt.

* § 5.
Wählbar sind alle Wahlberechtigten , die am Wahltag

seit mindestens einem Jahre Preußen sind.
8 6.

Die Wahlkreiseinteilung und die Zahl der Abgeordne¬
ten , die in den einzelnen Wahlkreisen zu wählen find , er¬
geben sich aus der Anlage.

Die Wahlkreiseinteilnng beruht auf denr Grundsatz,
daß auf durchschnittlich 100 000 Einwohner nach der Volks¬
zählung vom 1. Dezember 1910 ein Abgeordneter entfällt
und dort , wo Verwaltungsbezirksgrenzen bei der Wahl-
kreisointeilung berücksichtigt werden müssen , ein Ueberschuß
von mindestens 50 000 Einwohnern vollen 100 000 gleich¬
gerechnet wird.

8 7.
Für die Wahlen gelten im übrigen dis Vorschriften

der Verordnung über die Wahlen zur verfasiunggebenden
deutschen Nationalversammlung sReichswahlgesetz —
Reichs -Gesetzbl . 1918 S . 1345 ff. — sowie der Wahlordnung
für die Wahlen zur verfassunggebenden deutschen Natio¬
nalversammlung (Reichs -Gesetzbl . S . 1852 ff .) vom 30.
November 1918.

Die Wahlen erfolgen in den Formen der Nachwahlen
(§§ 62 und 63 der Wahlordnung ^ mit der Maßgabe , daß
die im 8 1 Abs . 1 der Roichswahlordnung vorgeschriebene
Aufftellung der Wählerlisten in einem weiteren gleich¬
lautenden Stücke erfolgt.

In Anlage 0 zur Reichswahlordnung find die Worte:
..deutschen Nationalversammlung " durch „preußischen Lan¬
desversammlung " zu ersetzen.

8 8.
Die Wahlen zur verfasiunggebenden preußischen Lan¬

desversammlung finden Sonntag , den 26. Januar 1919
statt.

§ ».
Diese Verordnung tritt mit ihrer Verkündung m Kraft.

Berlin,  den 21 . Dezember 1918.

Die Preußische Regierung.

Hirsch Strobel . Braun . Eugen Ernst . Rosenfeld.

Nr. Je einen Wahlkreis bilden:

Nach in
Volkszäh¬

lung vom 1.
Drzemin

1810 mit
Ein¬

wohner» :

I » den
Wahl
kreisen
find an
«b «' -
or»-

iirien zu
wählen:

1. Die Provinz Ostpreußen . . . . 2 064 175 21
2. Die Provinz Westpreußen . . . 1 703 474 17
3. Die Stadt Berlin . 2 071 257 21
4. Die Reichstagswahlkreise Potsdam 1

bis 9, soweit sie zum Regierungsbe¬
zirke Potsdam gehören , . . . .
Der Reichslagswahlkreis Potsdam 10,
soweit er zum Regierungsbezirke
PotSdani gehört,.

1 544 851 15
5.

1 314 57# 13
6. Der Regierungsbezirk Frankfurt a . O. 1 233 189 12
7. Die Provinz Pommern . . . . 1 716 921 17
8. Die Provinz Posen . 2 099 831 21
s. Der Regierungsbezirk Breslau 1 841 398 18

10. Der Regierungsbezirk Oppeln . . 2 207 981 22
11. Der Regierungsbezirk Liegnitz . . 1 176 583 12
iS. Der Regierungsbezirk Magdeburg . 1 248 990 12
13- Die Regierungsbezirke Merseburg u.

Erfurt , der zur Provinz Hessen-
Nassau gehörige Kreis Schmalkalden 1 884 846 19

14. Die Provinz Schleswig -Holstein . 1 621 004 16
1b. Die Regierungsbezirke Aurich , Stade

und Osnabrück . . . . . . . 1 079 919 11
16. Die Regierungsbezirke Hannover,

Hildesheim , Lüneburg. 1 862 517 19
17. Die Regierungsbezirke Münster und

Minden , der zur Provinz Hefsen-
Nasiau gehörige Kreis Schaumburg 1 773 897 18

18. Der Regierungsbezirk Arnsberg 2399 849 24
19. Die Provinz Heisen -Nassau ohne die

Kreise Schaumburg und Schmal¬
kalden , serner der Kreis Wetzlar vom
Regierungsbezirke Coblenz . . . 2 189 922 22

20. Die Regierungsbezirke Eöln und
Aachen . . 1 940 317 19

21. Die Regierungsbezirke Coblenz und
Trier , ohne den Kreis Wetzlar , der
der Reaierunasbezirk Sigmoringen 1 771 334 18

22. Die Reichstagswahlkreise Düsseldorf
1—5, soweit sie zum Regierungsbe¬
zirk Düsieldorf gehören , . . . . 1 820 598 18

23. Die Rcichßlagswahkkreise 6—12 des
Regierungsbezirks Düsseldorf . . 1 597 790 16

Zusammen . l ■401

Bad Homburg v .d . H ., den 28. 12. 1918.

An die Magistrate der Städte und die Herren Bürger¬
meister der Landgemeinden.

Die Wahlen zur verfasiunggebenden preußische « Lan¬

desversammlung finden am 28 . Januar 1819 statt.

Ich ersuche daher sofort mit den notwendigen Arbeiten
zu beginnen.

Als Grundlage dient die für die verfasiunggebende
deutsche Nationalversammlung ausgestellte Wählerliste,
deren Hauptstück jedoch durch Eintrag aller deutschen Män¬
ner und Frauen des Stimmbezirks , die am 26 . Januar



1919 20 Zähre -alt sind, zu ergänzen ist. Diese Ergänzung
hat in Form von Nachträgen zu geschehen. Diese so ver¬
vollständigte Wählerliste ist in einem gleichlautenden
zweiten Stücke herzustellen .welches für die Wahlhandlung
zu verwenden ist.

Um umgehende Mitteilung wird ersucht, wieviele
Formulare Wählerlisten , Einlagebogen zur Herstellung
dieser Liste dort noch nötig sind.

Im klebrigen bemerke ich, daß für die Wahl zur preu¬
ßischen Landesversammlung die Stimmbezirke , die Wahl¬
räume die Wahlvorsteher und ihre Stellvertreter , unver¬
ändert so bestehen bleiben , wie sie für die deutsche Natio¬
nalversammlung bestimmt sind. Der Obertaunuskrels ge¬
hört zum Wahlkreis 19. der zur preußischen Landesver¬
sammlung 22 Abgeordnete zu wählen hat

Sandeat . Mr den Borlzugsausfchich des Kreiß« .
v. M « r x. Rint « len.

Veka»ut»urchu»A.
Auf Grund des 8 12 der Wahlordnung für die Wahlen

zur verfassunggebenden deutschen Nationalversammlung
vom 30. November 1918 (R . G. Bl . S . 1353 ff.) fordere
ich hiermit zur

Einreichung von Wahlvorschlägen

auf . Die Wahlvorschläge sind spätestens am 4. Januar
1919 bei dem Unterzeichneten Wahlkommissar einzureichen'
sie müssen von mindestens 100 im Wahlkreise zur Aus¬
übung der Wahl berechtigten Personen unterzeichnet sein
und dürfen nicht mehr als 15 Namen enthalten . In den
Wahlvorschlägen sollen die Bewerber mit Ruf - und Fami¬
liennamen aufgesührt und ihr Stand oder Beruf sowie ihr
Wohnort so deutlich angegeben werden , daß über ihre Per¬
sönlichkeit kein Zweifel besteht. Sie sind in erkennbarer
Reihenfolge aufzusühren . Bon jedem vorgeschlagenen Be¬
werber ist eine Erklärung über seine Zustimmung zur Auf¬
nahme in den Wahlvorschlag anzuschließen. Zn demselben
Wahlkreise darf ein Bewerber nur einmal vorgeschlagen
werden . Die Unterzeichner der Wahlvorschläge sollen
ihren Unterschriften die Angabe ihres Berufes oder Stan¬
des und ihrer Wohnung beifügen . Dieselben Unterschrif¬
ten sollen nicht unter mehreren Wahlvorschlägen stehen.

Gleichzeitig mit dem Wahlvorschläge sind außer den
Zustimmungserklärungen der Bewerber Bescheinigungen
der Gemeindebehörden vorzulegen , daß die Unterzeichner
in die Wählerliste ausgenommen worden sind. Die Ge¬
meindebehörden sind verpflichtet , ssolche Bescheinigungen
ans Antrag unverzüglich gebührenfrei auszustellen . In
jedem Wahlwrschlag soll ein Vertrauensmann L-zcichnct
werden , der für die Verhandlungen mit dem Wahlkommis¬
sar u. dem Wahlausschüsse z. Rücknahme des Wahlvorschlags
sowie zur Abgabe und Rücknahme von Verblndungser-
klärungen bevollmächtigt ist. Zn derselben Weise 'kann
ein Stellvertreter des Vertrauensmannes bezeichnet wer¬
den. Fehlt dis Bezeichnung des Vertrauensmannes , so
gilt der erste Unterzeichner als solcher.

Mehrere Wahlvorschläge können miteinander verbrin-
den werden . Zeder Wahlvorschlag darf nur einer Gruppe
von verbundenen Wahlvorschlägen angehören . Die Ver¬
bindung muß von den Unterzeichnern der betreffenden
Wahlvorschläge oder ihren Bevollmächtigten übereinstim¬
mend spätestens am 12. Januar 1919 bei dem Unterzeich¬
neten Wahlkommissar schriftlich erklärt werden . Verbun¬
dene Wahlvorschläge können nur gemeinschaftlich zurückge¬
nommen werden . Die verbundenen Wahlvorschläge gel¬
ten den anderen Wahlvorschlägen gegenüber als ein
Wahlvorschlag . Nach der öffentlichen ' Bekanntgabe der
zugelassenen Wahlvorschläge können diese nicht mehr zu¬
rückgenommen und ihre Verbindung kann nicht mehr auf¬
gehoben werden.

Die Geschäftsräume des Wahlkommissars befinden sich
im Justizgebäude zu Kassel, Schlotzplatz 8, 2. Stock (Ober-
landesgoricht ) , Zimmer 4. Fernsprecher Nr . 5019; Ee-

! schäftsstunden: Wochentags von 9—3 Uhr . Sprechstunden
i des Wahlkommissars : Wochentags von 12—1 Uhr.
j Kassel, den 23. Dezember 1918.

Der Wahlkommissardes 19. Wahlkreises:
Fritsch,

Oberlandesgerichtspräsident.

Bekanntmachung.
Zu Mitgliedern des Wahlausschusses für die Prüfung

der Wahlvorschläge und ihrer Verbindung habe ich
1. den Buchhalter Hueinrich Bechmann,
2. den Vizepostdireltor Adolf Leineweber,
3. den Amtsgerichtsrat , Geh. Zustizrat Dr . Hermann

Weihe,
4. den Schlosser Wilhelm Winter,

sämtlich zu Kassel,
und als deren Vertreter im Falle der Behinderung

1. den Oberbibliothekar Dr . Wilhelm Hopf,
2. den Rechtsanwalt Heinrich Pabst , beide zu Kassel,

berufen.
Kassel, den 24. Dezember 1918.

Der Wahlkommiflar des 19. Wahlkreises.
Fritsch,

Oberlandesgerichtspräsident.

Bekanntmachung.
Nr . Bst. a . 1126/11. 18. K. R . A.

Betrifft : Wumba-Bewirtschaftung von WerkzeugMaschinen,
elektrischen Maschinen, Lokomobilen und ländwirtfchast-

lichen Maschinen.
Der gestrige Erlaß Nr . C. V. 242. 11. 18. D. M . A. ent¬

hält folgende Bestimmungen:
„Wumba -Bewirtschaftung von Werkzeugmaschinen,
elektrischen Maschinen, Lokomobilen und landwirt¬
schaftlichen Maschinen wird aufgehoben . Einzel- .
heiten folgen ."

Hiernach sind die nachstehend aufgesührten Bekanntmach¬
ungen mit sofortiger Wirkung unter Berücksichtigung der
Ausnahme unter Anmerkung *) außer Kraft gesetzt:

Zeitpunkt de»
Erlasses bezw
der Veröffent¬

lichung
Aktenzeichen Bezeichnung

15. September
191«

350 . 7- 16 B . 5. betr . Regelung des Handels mit
Werkzeugmaschinen durch Be¬
schlagnahme , Meldepflicht und
Preisüberwachung ).

21 . November
1916

3010 . 10. 16 SB. 5. betr . Bestandserhebung von
Werkzeugmaschinen.

1. Februar
1917

973 . 1. 17 IR II
2 e (8 . M . SB.)

betr Bestandserhebung von
landwirtschaftlichen Maschinen
und Geraten.

15. Juni
1917

9090 . 3 17 R.
III 1.

betr . Beschlagnabme und Be
standöexhebung für elektrische
Maschinen , Transformatoren
und Apparate.

20 . Juni
1917 I

592 . 4. 17 R.
II 4e

betr . Beschlagnahme und Be
stavdserhebung von Lokomo¬
bilen.

Sämtliche auf Grund obiger Bekanntmachungen erlas¬
senen Anordnungen und Verfügungen unter Berücksichti¬
gung der Ausnahme unter Anmerkung *) werden gleich¬
falls außer Kraft gefetzt.

Durch besondere Urkunden belegte Einzelbeschlagnah--
men und Enteignungen von Gegenständen , welche zum Be-

*) Als Ausnahme hiervon bleiben die Richtlinien
über die Preisbildung von Werkzeugmaschinen bis auf
weiteres bestehen.



reich vorstehend ausgehobener Bekanntmachungen gehören,
bleiben in Kraft.

Berlin , den 18. November 1918.

Reichsamt für wirtschaftlicheDemobilmachung.
K o e 1 h.

Bad Homburg v. d. H., den 28. Dezember 1918.

Die Herren Standesbeamten ersuche ich, die zum Ge¬
brauche im Jahre 1919 bestimmten Standesregister und
Formulare in den nächsten Tagen hier abholen zu lassen.

Aur 1. Januar 1919 sind die Haupt - und Nebenregister
vom Jahre 1918 auf der unmittelbar nach der letzten Ein¬
tragung folgenden unbeschriebenen Seite unter Durch-
streichung des Vordrucks ordnungsmäßig abzuschließen; die
alphabetischen Namensverzcichnisse sind auf ihre Voll
ständigkeit nochmals zu prüfen , erforderlichenfalls zu be¬
richtigen und zu ergänzen . Die Einreichung der abge¬
schlossenen Nebenrcgister der ländlichen Standesämter er¬
warte ich bis zum 10. Januar k. Js . Hinsichtlich der voll¬
zogene!' Eheschließungen ersuche ich, in dem Begleitberichte
eine besondere Angabe darüber zu machen, ob die in Frage
kommenden eheunmündigen Personen für volljährig er¬
klärt wurden , oder Befreiung erlangt hatten und ob die¬
jenigen Personen , welche der Einwilligung bedurften,
diese nachgewiesen haben.

_Ich mache hiermit noch besonders darauf aufnrerksam,
daß in denjenigen Hauptregistern , welche für mehrere
Jahre bestimmt sind, die Eintragungen im folgenden
Jahre jedesmal wieder mit der laufenden Nr . 1 begin
nen, während die vorgedruckte Seitenzahl  unverän¬
dert bleibt . Im alphabetischen Namensverzeichnis dieser
Hauptregister ist bei jedem Namen außer der Seitenzahl
auch die Jahreszahl  des betreffenden Eintrages an¬
zugeben.

Für die zufolge Verfügung des Herrn Ober -Präfiden-
ten vom 18. Mai 1906, Nr . 4380 von der Hof- und Waisen¬
haus Buchdruckerei in Kassel gelieferten alphabetischen
Nam.evsverzeichnisse zu den Standesregistern für 1919
haben zu zahlen : Bad Homburg I 6 Mk. 10 Pfg ., Bad
Homburg II 1 Mk. 20 Pfg ., Lronberg 1 Mk. 20 Pf ., Fried¬
richsdorf 90 Pfg ., Königstein 2 Mk. 35 Pfg ., Oberurfel 5
Mk. 70 Pfg ., Bommersheim 1 Mk. 5 Pfg ., Eppstein 75 Pf,.
Falkenstein 75 Pfg ., Fischbach 4 Mk. 45 Pf ., Gonzenheim
90 Pfg .. Kalbach 75 Pfg ., Kelkheim 2 Mk. 35 Pfg ., Köp¬
pern 1 Mk. 20 Pfg ., Neuenhain 1 Mk. 20 Pfg ., Oberböch-
stadt 1 Mk. 5 Pfg ., Oberstedten 2 Mk. 35 Pfg ., Schloßborn
90 Pfg ., Schwalbach l Mk. 20 Pfg ., Seulberg 3 Mk. 60
Psch, Stierstadt 90 Pfg ., Weißlirchen 75 Pfg.

Ich ersuche um portofreie Einsendung dieser Beträge
an den Kre isausschuß zu Bad Homburg v. d. H.
• ** Sntow *. W» W* fe« SMft *.
Setzepfaudt . X i k t e 1e n.

Bekanntmachung,
betreffend die Entrichtung der Umsatzsteuer

für die Zeit vom 1. August bis
31 . Dezember 1918.

21uf Grund des § 17 Absatz 1 des Umsatzsteuergesetzes und der AK 45 und 51
der « ussübrungsbestimmungen dazu werde» die zur Entrichtung der allgem. inen Umsatz¬
steuer verpflichteten geioerbctreibenden Personen , Gesellschaften und sonstigen Personenoer-
elnigungen in Bad Homburg v. d. H . aufgeforderi,die vorgeschrirbenenErklärungen über den
Gesamtbetrag der steuerpfl chtig. n Entgelte in der Zeit vom 1. August bis 31 . Dezember
1918 b-8 spätestens 30 . Januar 1919 dem Unterzeichneten Umsatzsteueramte schriftlich ein¬
zureichen oder die erforderlichen Angaben an Amlsstelle mündlich zu machen.

Als steuerpflichtiger Geivervebetrieb gilt auch der Betrieb der Hand- und Forst¬
wirtschaft, der Viehzucht, der Fischerei und des Gartenbaues sowie der Brrgiverkbetrieb.
Die Absicht der Geminnerzielung ist nicht Voraussetzung für das Vorliegen eines Gewerbe
brtriebs im Sinne des Umsatzsteuerges. tzeS. Angehörige freier Berufe (« erzte, RechtSan-
«Slter , Künstler usw.) sind nicht steuerpflichtig.

Die Steuer wird auch erhoben, wenn und soweit die steuerpflichtigen Personen
uj» . Gegenstände auö dem eigen?»» Betriebe zum Selbstgebrauch oder - verbrauch entnehmen.
»U Entgelt gilt in letzterem Falle der Betrag , der am One und zur Zeit der Entnahme
vom Wiede, Verkäufern gezahlt z» werden pflegt.

Ban der allgemeinen Umsatzsteuer sind diejenigen Personen usw. befreit, bei denen
die Gesamtheit der E -nglltr i» einem Kalenderjahre nicht mehr als 3000 Mk. beträgt
Sie sind daher zur Einreichung einer Erklärung nicht verpflichtet. Eine Mitteilung an das
Umsatzsteueramt über die in Anipruch genommene Steuerfreiheit ist jedoch erwünscht.

Die Nichteinreichung der Erklärung zieht eine Ordnungsstrafe bis zu IZ0 Mk
»ach sich.

Das Umsntzsteuergesetz bedroht denjenigen, der über den Betrag der Entgelte
wissentlich unrichtige Angaben macht und vorsätzlich die Umsatzsteuer hiuterzieht oder einen
ihm nicht gebührenden Steuervorteil erschleicht, mit einer Geldstrafe bis zum 30fachen Be¬
frage der gefährdeten oder hinterzogenen Steuer . Kanu dieser Steuerbetrug nicht festgestellt
«erden , so tritt Geldstrafe von 100 Mk. bis 100 000 Mk . ein. Der Versuch ist strafbar

Zur Einreichung der schriftliche« Erklärung find Vordrucke zu ver^
lveude « . Dieselben weiden In den nächste» Tagen ohne Anschreiben zugesandt.

Steuerpflichtige sind zur Anmeldung der Entgelte verpflichtet, auch wenn ihnen
Vordrucke zu einer Erklärung nicht zugegangen sind,
« * b®o6e  der Erklärung kann im stbrigen durch nötigenfalls zu wiederholende
Geldstrafen erzwungen werden, unbeschadet der Befugnisse de» Umsatzsteu. ramtS, dir Ber-
«niazung auf Grund fchätzungsweiser Ermittlung vorzunehwen.

»ad Homburg v. d. H., den U.  Dezember 1918.

Der Magistrat
Umsatzsteuer«»».

Znverläßiges

Alleinmädchen
zum sofortigen Eintritt gesucht.

Krau A . Werbelaner.
Ludwigstraße 10.

Lehrling
mit guten Schulzeugnissen für unsere
Buchdruckerei gesucht

Kreisblatt - Verlag.

Pferd e-
metzgerei
Philipp Jamia
Oberursel,

v —- Teieiön 142
auft Schlachtpserde zu den höchsten Preise ».
Noischlachtungen werden mit eigenem Fuhr¬
werk sofort abgeholt.

Einzelner Herr
findet 2—3 vornehm behagl. möbl
Zimmer für 80 M . monatlich.

Offerten unter Z . an die Ge¬
schäftsstelle ds. Bl.

Mkllllitzkl Mädchen
für Haushalt und Kinder sofort
gesucht.

Luiienttratse 51.



Bekanntmachung,
betreffend die Entrichtung der Umsatzsteuer

aus Luxusgegenftände.
Auf Grund des K 17 Absatz I des Umsatzsteuergesetzesund der KZ 45 und 51

der ÄuSfährungsbestimwungen dazu werden die zur Entrichtung der Umsatzsteuer auf LuxuS-
gegenftände verpflichteten gewerbetreibende» Personen, Gesellschaften und sonstigen Personen-
oeriinißunge« in Bad Hamburg o. d. H. aufgeford'N die oorgeschciebenen Erklärungen
über den G .sam be.rag der steuerpflicht gen Entgelte im Äonrt v zen -er 1918 b s späte¬
sten» 30» Zanmc 1919 dem un erzeich>t«a Umsaysteue amc- shrchith ei izureichen oder
die erforderlichen Angaben an AmtSstellr mündlich zu machen.

Die Sleuerpflicht erstreckt sich nicht aus Angehörige freier Berufe (Aerzte, Rechts¬
anwälte, Künstler usw.)

Die Steuer wird auch erhoben, wen» und soweit die steuerpflichtigen Personen
usw. Gegenstände au» dem eigenen Betriebe zum Selbstgebranch oder -verbrauch entnehmen,
«i » Entgelt gilt in letzterem Falle der Betrag, der am Orte und zur Zeit der Entnahme
van Wieder Verkäufern gezahlt zu werden pflegt.

Der Umsatzsteuer aus Luzrusgegenstände unterliegen auch diejenigen Personen usw.
bet denen die Gesamtheit der Entgelte in einem Kalenderjahr nicht mehr als 3000 Mk.
beträgt.

Die Nichteinreichung der Erklärung zieht eine Ordnungsstrase bi» zu 150 Mk.
nach sich.

Da » Umsatzfteuergesetz bedroht denjenigen, der über den Betrag der Entgelte
wissentlich unrichtige Angaben macht und vorsätzlich die Umsatzsteuer hinterzieht oder einen
ihm nicht gebührenden Steuervorteil erschleicht, mit einer Geldstrafe bis zum 20fachen Be¬
trage der gefährdeten oder hinterzogenen Steuer . Kann dieser Steuerbetrag nicht festge¬
stellt werden, so tritt Geldstrafe von 100 Mk. bi» 100 000 Mk. ei».

Der Versuch ist strafbar.
Zur Einreichung der schriftlichen Erklärung sind Vordrucke zu verwenden. Die¬

selbe» werden ln den nächsten Tagen ohne Anschreiben zugesandt.
Steuerpflichtige sind zur Anmeldung der Entgelte verpflichtet, auch wenn ihnen

Vordrucke zu einer Erklärung nicht zugegangen sind.
Die Abgabe der Erklärung kann im übrigen durch nötigenfalls zu wiederholende

Geldstrafen erzwungen werden, unbeschadet der Befugnis des Umsatzsteueramts, dir Veran¬
lagung aus Grund schätzungSweiser Ermittlung oorzunehmen.

Diese Aufforderung >vird nicht allmonatlich wiederholt, die Steuerpflichtigen haben
vielmehr künftig der Erklärung über den Gesamtbetrag der steuerpflichtigen Entgelte jeden
MonatS im Laufe de» ihm folgenden Kalendei monats unaufgefordert abzugeben.

Bad Homburg v. d. H., den 24. Dezember 1918.

Der Magistrat Der Jlrbeiterrat.
Umsatzsteueramt.

Frachtbriefe (kleines Format
mit und Ohne Uirma-Eindruck in der Geschäftsstelle der Kreis -Zeitung
Achiiltlich.

iFiner der Hauptauläffe zur KohIen « erschwendung ist der
schlechte Zustand , in dem sich in fast allen Haushaltungen die Oefen und
Küchenherde und Centralheizungen infolge der Abnutzungen in vier
Kriegsjahren befinden, während deren fast keine Reparaiurmögiichkeit vorhanden war. Man
kann ruhig annehmen, daß diese Verschwendung an wertvollen, jetzt unersetzbaren Brenn¬
stoffen in den Großstädten ein Viertel bis ein Drittel de» Gesamtbedarfes an Kohlen und
Koks sür den Hausbrand ausmacht.

Diese Verschwendung muß angesichts unsrer trostlosen Kohlenlage jetzt nushören.
Oesen, Herden und Centralheizungen müssen jetzt so schnell wie möglich repariert werden.
Personal und Material ist vorhanden, es sind schon genügend Töpfer, Centralheizmonteure
und Ofensetzer aus dem Felde zurückgekehrt; die Beschlagnahme der erforderlichen Werk¬
stoffe ist aufgehoben; solange noch die milde Witterung des Vorwinters anhält, ist jede
Reparatur leichter ausführbar.

An alle Hausbesitzer und Mieter ergeht die dringende Aufforderung, sofort alle
Heizeinrichtungen ihrer Wohnungen gründlich Nachsehen und in Stand setzen zu lassen.

Die uns am Ende des Winters voraussichtlich fehlende Menge unserer Hausbrand¬
kohlen kann nur durch Erspa,nis im Betriebe in den nächsten Woche» zum Teil hereinge¬
holt werden und diese Ersparung ist nur möglich, wenn alle Feuerungen in gutem Zu¬
stand sind.

Ortskohlenstelle
Bad Homburg b. d H.

Mit dem .
Kühlensparer D.IG.I

erzielt man 25 351 »Kohlenersparnis.
Urteile über eingebaute Kohleninnrer sowie Besichtigung und Be¬

rechnung der Anlage kostenlos.

Fra »»z Märtel,
Bad Homburg Fernsprecher Nr . 248.

Gasverbrauch sehr einsehränken.
Durch Bergarbeiter Ŝtreiks und Gütersperre ist die Kohlenver-

sorgung der Gaswerke derartig mangelhaft , dass die grösste Spar¬
samkeit im Gasverbrauch zur unbedingten Notwendigkeit geworden
ist, um gänzliche Einstellnng der Gasabgabe zu vermeiden.

Vorläufig sehen wir uns genötigt , den Gasdruck im Rohrnetz
ausser in den Hauptverbrauchszeiten wesentlich zu vermindern.

Stadt, ßas- & Wasser-Werke.

K » . » Ob HoaLSrg v b. H. Dstück und Btkttaa der Bmhdruckerri« ■I . DÄttk Sohn, JrAabe^ L. Frondenmo^ .
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